
www.ssoar.info

Bundesministerien unter Europäisierungsdruck:
Die Triebkräfte von intra-organisationalem Wandel
Lichtmannegger, Christina

Veröffentlichungsversion / Published Version
Zeitschriftenartikel / journal article

Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
Verlag Barbara Budrich

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Lichtmannegger, C. (2017). Bundesministerien unter Europäisierungsdruck: Die Triebkräfte von intra-organisationalem
Wandel. der moderne staat - dms: Zeitschrift für Public Policy, Recht und Management, 10(2), 341-362. https://
doi.org/10.3224/dms.v10i2.09

Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-SA Lizenz (Namensnennung-
Weitergabe unter gleichen Bedingungen) zur Verfügung gestellt.
Nähere Auskünfte zu den CC-Lizenzen finden Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de

Terms of use:
This document is made available under a CC BY-SA Licence
(Attribution-ShareAlike). For more Information see:
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0

Diese Version ist zitierbar unter / This version is citable under:
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-92871-7

http://www.ssoar.info
https://doi.org/10.3224/dms.v10i2.09
https://doi.org/10.3224/dms.v10i2.09
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-92871-7


Abhandlungen 
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Christina Lichtmannegger 

Bundesministerien unter Europäisierungsdruck: 
Die Triebkräfte von intra-organisationalem 
Wandel 

 
Zusammenfassung  
Wie und wann führt Europäisierung zu intra-
ministeriellem Wandel über Zeit? Bisher fehlen
Studien, die diesen Typ von Wandel und dessen
Triebkräfte über mehrere Jahrzehnte genauer ana-
lysieren. Auf Grundlage der Kontingenztheorie
wurde angenommen, dass Europäisierungsdruck
Einfluss auf strukturelle Veränderungen in der Mi-
nisterialverwaltung hat und zudem, dass sich Euro-
päisierungsdruck und seine Effekte genauer diffe-
renzieren lassen. Die Daten von intra-
ministeriellem Wandel wurden zwischen 1949 und
2006 in allen Bundesministerien erhoben und in
zeitliche Relation zu verschieden Arten von EU-
Events gesetzt. Die Ergebnisse zeigen, dass sich
diese in der Stärke und im Zeitpunkt ihres Einflus-
ses unterscheiden.  
 
Schlagwörter: Ministerialverwaltung, organisatio-
naler Wandel, Europäisierung, Bürokratie 

 Federal Ministries under Pressure of Europeaniza-
tion: The Drivers of Intra-organizational Change  
Abstract 
How and when does Europeanization lead to intra-
ministerial change over time? So far, systematic re-
search is missing on this type of change and the
driving forces. Based on contingency theory, it is
assumed that EU-events influence intra-ministerial 
change. In addition, it is assumed that European
pressure and its effects can be differentiated in
more detail. Data of intra-organizational change 
was collected in all German federal ministries be-
tween 1949 and 2006. It was related to different 
kinds of EU-events. Findings show that EU pres-
sure influences intra-ministerial change. In addi-
tion, the study shows that EU-events differ in their 
impact and timing on change. 
 
Keywords: ministerial administration, organisa-
tional change, Europeanization, bureaucracy 

Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit Wandel innerhalb von Bundesministerien. 
Im Detail wird der Frage nachgegangen, wie und wann Europäisierung intra-minis-
teriellen Wandel über Zeit beeinflusst. Diese Fragestellung resultiert aus einem gene-
rell marginalen Wissen über intra-ministeriellen Wandel über längere Zeiträume, sowie 
die konkreten Wirkungen einzelner Einflussfaktoren. Dieser Artikel leistet einen Bei-
trag zur Organisations- und Verwaltungsforschung, indem er untersucht, wie und wann 
die intra-ministerielle Struktur über Zeit auf konkrete Umweltveränderungen reagiert.  
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Die bestehende Literatur betrachtet die internationale Umwelt, New Public Ma-
nagement Reformen und Europäisierung; Politische Faktoren; Mediatisierung und das 
Eigeninteresse von Bürokraten als die bedeutendsten Faktoren für Wandel in der Mi-
nisterialverwaltung (Christensen 1997; MacCarthaigh 2012; Rolland/Roness, 2012, 
Sarapuu 2012; Hustedt 2013; Felder 2007; Derlien 2001). Allerdings ist weitestgehend 
unklar, wie und wann diese Faktoren intra-organisationalen Wandel beeinflussen. Die 
wenige Forschung, die sich mit Wandel über mehrere Dekaden hinweg beschäftigt, un-
tersucht primär den Einfluss von New Public Management auf inter-organisationalen 
Wandel (Rolland/Roness 2012; Nakrošis/Budraitis 2012; MacCarthaigh 2012). Bishe-
rige Forschung legte ihren Fokus auf die Leitungsbereiche (Hustedt 2013). Die beo-
bachteten Veränderungen wurden auf Europäisierung, Internationalisierung und den 
zunehmenden Einfluss von Medien zurückgeführt. Allerdings werden hier die Trieb-
kräfte – Mediatisierung, Europäisierung und Internationalisierung – nicht genauer ope-
rationalisiert, um detaillierte Erkenntnisse über das Zusammenspiel von Druck und 
Wandel zu erfahren. Somit fehlt es an Untersuchungen, die den Einfluss einer der oben 
genannten Faktoren für intra-organisationalen Wandel in der Ministerialverwaltung 
über Zeit detailliert analysiert. Um zu einer Schließung dieser Forschungslücke beizu-
tragen, wird im Folgenden der Einfluss von Europäisierung auf die Ministerialverwal-
tung bis zur mittleren Leitungsebene über fünf Jahrzehnte untersucht. Dabei wird Eu-
ropäisierung durch sechs verschiedene Arten von Europäisierungsevents operationali-
siert. 

Den analytischen Rahmen der Arbeit bildet die Kontingenztheorie (Donaldson 
1996). Sie geht von einem Zusammenhang zwischen intra-organisationalem Wandel 
und Veränderungen der Aufgabenumwelt aus (Donaldson 1996). Sie verweist darauf, 
dass unterschiedliche Umweltbedingungen zu unterschiedlichen Anpassungen führen 
(Lawrence/Lorsch 1969). Um den Einfluss von Europäisierung auf die Ministerialver-
waltung zu untersuchen, wurde ein Datensatz mit 991 Untersuchungseinheiten erstellt, 
der intra-organisationalen Wandel von „EU-Organisationseinheiten“ zwischen 1949 
und 2006 erfasst. Um zu untersuchen, wann und wie sich Europäisierung auf die Mi-
nisterialverwaltung auswirkt, werden verschiedene Europäisierungsevents in zeitliche 
Relation zu intra-organisationalen Wandel gesetzt. Auf Grundlage der Kontingenztheo-
rie wird erwartet, dass es rund um ein EU-Event zu erhöhtem Wandel kommt. Daher 
wird jeweils der Zeitraum ein Jahr vor und nach EU-Events zur Analyse gewählt. Um 
den Einfluss von Europäisierung auf die Ministerialverwaltung zu untersuchen, wird 
vor und nach jedem EU-Event quartalsweise der Grad des Wandels erfasst. Dieser 
Grad des Wandels ist der prozentuale Anteil an Organigrammen mit struktureller Ver-
änderung. Ebenfalls wird ermittelt, welche Arten von Organisationseinheiten vor und 
nach den EU-Events gebildet werden. 

Europäisierung und intra-ministerieller Wandel  

Als die wichtigsten Erklärungsfaktoren für Wandel nationaler Verwaltungen werden 
die internationale Umwelt, zum Beispiel New Public Management Reformen und Eu-
ropäisierung; politische Faktoren; Mediatisierung und das Eigeninteresse von Bürokra-



Bundesministerien unter Europäisierungsdruck  343 

ten gesehen (Christensen 1997; MacCarthaigh/Roness/Sarapuu 2012; Sarapuu 2012; 
Hustedt 2013; Felder 2007). Ihr Einfluss wird allerdings meist auf inter-organisatio-
nalen Wandel, die Bildung von Ministerien und Behörden hin untersucht (Roland/ 
Roness 2012; Derlien 1996; Mortensen/Green-Pedersen 2014; Schamburek 2016; Van 
Thiel 2004; Yesilkagit/Christensen 2010; James et al. 2016; Kuipers et al. 2017; 
Rolland/Roness 2012). Im Gegensatz dazu gibt es wenige Studien, die den Einfluss 
dieser Triebkräfte, auf intra-organisationalen Wandel untersuchen (Hustedt 2013). 
Ebenfalls wird ihr Einfluss meist zu einem bestimmten Zeitpunkt ermittelt (Zubek/ 
Staroňová 2012; Dimitrova/Toshkov 2007) und nicht über einen längeren Zeitraum 
(Roland/Roness 2012). Studien, die sich mit diesen Einflussfaktoren beschäftigen, sind 
oft qualitativ und/oder haben wenig Varianz auf der abhängigen oder unabhängigen 
Variable (Hustedt 2013; Dimitrova/Toshkov 2007; Sarapuu 2012; Roland/Ronness 
2012). Daraus folgt, dass bisher der systematische Einfluss der oben genannten Ein-
flussfaktoren über Zeit unklar ist.  

Literatur zu organisationalem Wandel beschäftigt sich häufig mit dem Einfluss von 
New Public Management auf die Gründung von Behörden (Rolland/Roness 2012, Nak-
rošis/Budraitis 2012; MacCarthaigh 2012). Diese Untersuchungen verweisen auf die 
Bedeutung institutionalisierter Strukturen und politischer Präferenzen, da es in Norwe-
gen, Litauen und Estland nicht zu einer Bildung von Behörden aufgrund von New 
Public Management kommt. Darüber hinaus gibt es Autoren, die sich mit der Entste-
hung und Schließung von Ministerien und Behörden beschäftigen (Davis et al. 1999; 
Pollitt 1984; White/Dunleavy 2010; Mortensen/Green-Pederson 2014; Derlien 1996; 
Schamburek 2016). White/Dunleavy (2010) untersuchen die Gründung von Ministerien 
in Großbritannien zwischen 1979 und 2009. Sie führen die Gründung eines Ministeri-
ums auf externen Druck, Herausforderungen der Verwaltung, und politische Überle-
gungen zurück. Die Autoren konzeptualisieren externen Druck als einen Anlass, der 
Aufmerksamkeit auf ein Thema richtet. Die Bedeutung des Events lässt die Bildung ei-
nes Ministeriums als notwendig erscheinen oder nicht. Derlien (1996) erklärt die Ver-
änderung von Ressortzuschnitten zwischen 1949 und 1994 damit, dass Veränderungen 
öffentlicher Aufgaben zu einer Veränderung des Ressortzuschnitts führen können. Er 
konzeptualisiert inter-ministeriellen Wandel als Folge von intra-organisationalem 
Wandel. Er untersucht mehrere organisationale Faktoren, beispielsweise die Kontroll-
spanne, und politische Faktoren wie die Koalitionsbildung, die seiner Meinung nach 
die Ressortbildung beeinflussen. Letztendlich beurteilen sowohl Derlien (1996) als 
auch White/Dunleavy (2010) die politischen Faktoren am entscheidendsten dafür, ob 
ein Ministerium geschaffen wird (White/Dunleavy 2010; Derlien 1996). Literatur zu in-
tra-organisationalem Wandel hingegen ist marginal (Hustedt 2013; Müller 1986; Stu-
cke 1993; Scharpf 1976). Müller (1986) gibt beispielsweise Empfehlungen zur Opti-
mierung intra-organisationaler Strukturen, um den Policy-Output zu verbessern. 
Scharpf (1976) untersucht, inwiefern intra-organisationale Strukturen den Informati-
onsfluss und die Koordination beeinflussen. Hustedt (2013) untersucht, inwiefern Eu-
ropäisierung, Internationalisierung und Mediatisierung zu einer Veränderung des Lei-
tungsbereiches führt. Sie argumentiert, dass Europäisierung das institutionalisierte 
Verhältnis zwischen Verwaltung und Politik verändert. Dies würde wiederum zu einem 
Bedeutungszuwachs der Leitungsbereiche und somit zur Bildung von mehr Stäben füh-
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ren (Hustedt 2013). Dieser Überblick macht deutlich, dass intra-organisationaler Wan-
del über Zeit unterhalb der Leitungsebene kaum erforscht ist.  

Die Europäisierungsforschung widmet sich auch der Bildung neuer intra-ministe-
rieller Organisationseinheiten (Zubek/Staroňová 2012; Dimitrova/Toshkov 2007; Jor-
dan 2003; Bulmer/Burch 1998; Kassim/Peters/Wright 2000). Zubek/Staroňová (2012) 
zeigen, dass eine hohe Implementation an EU-Gesetzgebung zur Einrichtung von intra-
ministeriellen Kontrolleinheiten führt. Dimitrova/Toshkov (2007) beschreiben unter 
anderem die Zunahme an intra-ministeriellen Koordinationseinheiten aufgrund von Eu-
ropäisierung. Dimitrova/Toshkov (2007) und Zubek/Staroňová (2012) erklären den in-
tra-organisationalen Wandel mit Hilfe des Rational Choice Institutionalismus, bezie-
hungsweise der Prinzipal-Agent-Theorie. Somit wird angenommen, dass Minister ihre 
Interessen, oder die des Ministeriums, durch die Errichtung von Kontrolleinheiten und 
Koordinationseinheiten als besser zu verwirklichen erachten (Zubek/ Staroňová 2012; 
Dimitrova/Toshkov 2007). Die meisten Europäisierungsstudien schätzen den Einfluss 
von Europäisierung auf strukturellen Wandel von Ministerien als gering und vernach-
lässigbar ein, da sich die Strukturen zur Koordination und Implementation von EU Po-
licy im Rahmen der institutionalisierten Strukturen verändert haben (Jordan 2003; 
Bulmer/Burch 1998). Dabei wurde übersehen, dass auch viele inkrementelle Verände-
rungen über einen längeren Zeitraum starken Einfluss auf die Ministerialverwaltung 
haben können. Darüber hinaus sind die genannten Studien meist qualitativ und haben 
keine Varianz auf der erklärenden Variable (Haverland 2005). Diese Aspekte – quali-
tative Kurzeitstudien ohne Varianz auf der erklärenden Variablen – tragen zu einer Un-
terschätzung des Europäisierungseffekts bei. Darüber hinaus führen sie zu der verbrei-
tenden Annahme, dass Europäisierungsdruck gering, nicht eindeutig und indirekt sei 
(Jordan 2003; Bulmer/Burch 1998). Im Gegensatz dazu zeigen bereits Zubek/Staro-
ňová (2012) mit ihrer quantitativen Studie, dass der Grad an zu implementierender EU-
Gesetzgebung bestimmt, ob Kontrolleinheiten errichtet werden. In Anlehnung an diese 
Befunde wird davon ausgegangen, dass Europäisierungsdruck direkte und eindeutige 
Effekte auf intra-organisationalen Wandel haben kann. Um den Einfluss von Europäi-
sierung auf intra-organisationalen Wandel bis zur mittleren Leitungsebene zu untersu-
chen, wird eine quantitative Untersuchung vorgenommen, die den Einfluss von Euro-
päisierung auf Wandel über fünfzig Jahre untersucht. Europäisierungsdruck wird mit 
Hilfe von 48 EU-Events operationalisiert.  

Eine unmittelbare Anpassung an die Aufgabenumwelt 

Den analytischen Rahmen dieses Artikels bildet die Kontingenztheorie (Donaldson 
1996, Lawrence/Lorsch 1969). Ihre Vertreter gehen davon aus, dass die formale Struk-
tur einen starken Einfluss auf die Effizienz einer Organisation hat. Im Gegensatz zur 
klassischen Managementlehre (Gulick 1947, Taylor 1911) geht sie allerdings nicht da-
von aus, dass es eine für alle Organisationen effiziente Struktur gibt (Kieser/Wagen-
bach 2007). Die Effizienz der Struktur sei hingegen abhängig von den Eigenschaften 
der Umwelt und ihrer Organisation (Kieser/Ebers 2014). Die Literatur zur Kontingenz-
theorie verweist auf ein breites Repertoire an Faktoren, welche die formale Organisati-
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onsstruktur beeinflussen (vgl. Kieser/Ebers 2014, S. 171). Darüber hinaus wird der 
Blick auf unterschiedliche Dimensionen der Organisationsstruktur gelenkt (vgl. Kie-
ser/Ebers 2014, S. 168), die von den Eigenschaften der Umwelt und denen der Organi-
sation beeinflusst werden können. Kieser/Walgenbach (2014) arbeiteten heraus, dass 
Art und Umfang der Spezialsierung als Einflussfaktoren der übrigen Strukturdimensio-
nen zu begreifen sind. Zusammengefasst geht die Kontingenztheorie davon aus, dass 
eine Veränderung der Eigenschaften der Umwelt zu einer Veränderung der Art und des 
Umfangs an Spezialisierung führt. Diese veränderte Spezialisierung führt wiederum zu 
einer Anpassung der formalen internen Organisationsstruktur, um deren Einflüsse effi-
zient verarbeiten zu können.  

Überträgt man diese theoretischen Konzepte auf die vorliegende Studie wird die 
unabhängige Variable – Europäisierungsdruck – als Umwelteinfluss konzeptualisiert. 
In Anlehnung an Kassim/Peters/Wright (2000) wird dieser definiert als Zunahme von 
Aufgaben aufgrund von Europäisierung, welche mehr Koordinierung erforderlich ma-
chen. Diese bezeichnen intergouvernementale Konferenzen, Ratspräsidentschaften und 
EU-Verträge als EU-Events mit viel Europäisierungsdruck. Da sich EU-Events dahin-
gehend unterscheiden, inwiefern sie zu einer Veränderung der Art und des Umfangs an 
bestehenden Aufgaben führen, ist davon auszugehen, dass ihre Effekte auf die Ministe-
rialverwaltung unterschiedlich ausfallen. Die abhängige Variable dieser Untersuchung 
ist intra-organisatorischer Wandel von Bundesministerien. Dieser ist definiert als lang-
samer Prozess, der im Rahmen von routinierten Abläufen und in kleinen Schritten statt-
findet. Er kann jedoch auch plötzlich und heftig in Erscheinung treten, wenn sich bei-
spielsweise Veränderungsdruck über längere Zeit angestaut hat (Christensen et al. 
2007). Wandel wird durch die Veränderung verschiedener Organisationseinheiten un-
terhalb der Leitungsebene operationalisiert (Abteilungen, Unterabteilungen, Referate, 
Gruppen und Stäbe (GGO §7,8). Diese unterscheiden sich unter anderem darin, ob sie 
für dauerhafte oder vorübergehende Aufgaben gedacht sind. Im Methodenteil werden 
die Eigenschaften der EU-Events und Organisationseinheiten genauer erläutert. 

Während Vertreter der Kontingenztheorie in den 1970er Jahren davon ausgingen, 
dass sich dieser funktionale Druck unmittelbar entlädt, räumen aktuelle Vertreter dieses 
Ansatzes ein, dass es auch zu Verzögerungen der strukturellen Anpassung kommen 
kann (Donaldson 1996). Die Annahme, dass Wandel nicht immer unmittelbar, sondern 
meist mit einer gewissen Verzögerung auftritt, erscheint besonders für die Ministerial-
verwaltung plausibel. Sie wird allgemein als träge charakterisiert (Zubek/Staroňová 
2012). Verursacht wird diese Trägheit einerseits durch Eigeninteressen die Wandel 
entgegenstehen (Christensen 1997). Andererseits können in öffentlichen Organisatio-
nen, die keinem Markt- oder Konkurrenzdruck ausgesetzt sind, ineffiziente und somit 
kostspielige Strukturen aufrechterhalten werden. Auf Grundlage der Kontingenztheorie 
wird angenommen, dass Europäisierungsdruck einen Einfluss auf die Ministerialver-
waltung hat. Darüber hinaus wird angenommen, dass verschiedene EU-Events die Mi-
nisterialverwaltung unterschiedlich stark beeinflussen, da sie in unterschiedlichem Ma-
ße neue Aufgaben mit sich bringen.  
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Methodisches Vorgehen 

Da die Verwaltungsstrukturen in Deutschland gegenüber denen neuer EU-Mitglieds-
staaten als besonders starr und unflexibel bezüglich Veränderungen gelten (Hesse/Ell-
wein 2004), wird die deutsche Ministerialverwaltung als Untersuchungsgegenstand 
gewählt. Es wird angenommen, falls Europäisierung für die deutsche Ministerialver-
waltung Effekte zeigt, dass diese in anderen Mitgliedsländern mindestens genauso 
stark ausgeprägt sind. Darüber hinaus ist Deutschland eines der ersten Mitgliedsländer 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Die Bundesministerien waren 
folglich über den gesamten Zeitraum hinweg Europäisierungsdruck ausgeliefert (Der-
lien 2000). Die Daten umfassen daher alle Perioden der Europäischen Integration. Wei-
terhin ist New Public Management in Deutschland nicht bedeutend und spielt daher als 
konkurrierende Variable eine geringe Rolle (Pollitt/Bouckaert 2004).  

Wandel, als die abhängige Variable dieser Studie, wird operationalisiert durch die 
Bildung verschiedener Organisationseinheiten bis zur mittleren Leitungsebene. Dabei 
handelt es sich um Referate, Arbeitsstäbe, Gruppen, Unterabteilungen und Abteilungen 
(Abbildung 1). Gruppen sind laut Gemeinsamer Geschäftsordnung der Bundesministe-
rien (GGO §10 (2)) für zeitlich befristete und komplexe Aufgaben gedacht. Referate 
sind die „tragende Einheit“ in Ministerien und die hierarchisch niedrigste Organisati-
onseinheit (GGO §7 (1)). Für die Bildung einer Abteilung, die höchste hierarchische 
Ebene der mittleren Leistungsebene, werden mindestens fünf Referate zusammenge-
fasst (GGO §8). Unterabteilungen sollen nur gebildet werden, wenn dies sachlich not-
wendig ist und mindestens fünf Referate umfassen (GGO §8). Arbeitsstäbe sind wie 
Gruppen „besondere Organisationsformen“ und werden für „bestimmte Aufgaben, ins-
besondere mit Bezug zur Leitung“, errichtet (GGO §10 (1)). Grundsätzlich hat jeder 
Minister aufgrund des Ressortprinzips das Recht, über die interne Struktur der Ministe-
rien zu entscheiden (Art. 65 (2), GG). 

 
Abbildung 1: Intra-ministerielle Organisationseinheiten in Deutschland 
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Europäisierungsdruck, als die unabhängige Variable dieser Arbeit, wird operationali-
siert durch verschiedene Arten von EU-Events. Laut Kassim/Peters/Wright (2000) füh-
ren Gründungsverträge und deren Revisionen, intergouvernementale Konferenzen, so-
wie Ratspräsidentschaften zu zusätzlichen Aufgaben und daher erhöhtem Koordinati-
onsbedarf in der Ministerialverwaltung. Gründungsverträge und deren Revisionen er-
weitern die Europäischen Kompetenzen in verschiedenen Policy-Bereichen. Insbeson-
dere die Einheitliche Europäische Akte, der Vertrag von Maastricht, sowie der Vertrag 
von Amsterdam haben die Kompetenzen der Europäischen Union auf beinahe alle Po-
licy-Bereiche ausgeweitet und Kompetenzen bereits europäisierter Policy-Bereiche 
verstärkt (Kassim/Peters/Wright 2000). Die Europäische Ratspräsidentschaft stellt für 
den Vorsitzenden Mitgliedsstaat eine enorme Koordinationsbelastung dar. Dieser leitet 
die Treffen des Europäischen Rates, des Rates der Europäischen Union und darüber 
hinaus rund 200 Ausschüsse und Arbeitsgruppen. Die Europäische Ratspräsidentschaft 
rotiert alle sechs Monate zwischen den Mitgliedsstaaten. Die intergouvernementalen 
Konferenzen erhöhen ebenfalls die Koordinationsbelastung, da sie die Gründungver-
träge und deren Revisionen aushandeln. Diese gelten als höchst komplex und können 
zu weitreichenden Veränderungen für das jeweilige Land führen (Kassim/Peters/ 
Wright 2000). Um nationalstaatliche Interessen möglichst geltend machen zu können, 
ist eine gut funktionierende Koordination, sowohl innerhalb als auch zwischen den Mi-
nisterien, sowie auf nationaler und europäischer Ebene, essentiell (Kassim/Peters/ 
Wright 2000). Neben diesen EU-Events, die laut Kassim/Peters/Wright (2000) starken 
Einfluss haben, wurden zusätzlich die Unterzeichnung und das Inkrafttreten von EU-
Beitrittsverträgen beigefügt. Insgesamt werden somit sechs verschiedene Arten von 
EU-Events untersucht: Unterzeichnung (8) und Inkrafttreten (8) von Gründungverträ-
gen, Unterzeichnung (7) und Inkrafttreten (7) von Beitrittsverträgen, Ratspräsident-
schaften (11) und intergouvernementale Konferenzen (4). Insgesamt handelt es sich 
dabei um 45 Einzelevents. 

Die Datengrundlage der Untersuchung bilden 991 Organigramme von 14 Bundes-
ministerien zwischen 1949 und 2006, die auf Anfrage von den Bundesministerien zur 
Verfügung gestellt wurden. Ministerien veröffentlichen aktualisierte Organigramme 
immer dann, wenn es zu Veränderungen in ihrer Aufbauorganisation kommt. Da Orga-
nigramme als Informationsquelle für die tägliche Arbeit der Ministerialverwaltung eine 
große Rolle spielen, kann eine Vollständigkeit angenommen werden.  

Eintragungen in dem daraus erzeugten Datensatz beziehen sich jeweils auf eine 
strukturelle Veränderung bezüglich des vorherigen Organigramms eines Ministeriums. 
Für jede Untersuchungseinheit wird der Tag, der Monat, das Jahr, sowie die Art des 
Wandels erfasst. Unterschieden wird zwischen der Bildung von Referaten (=1), Arbeits-
stäben (=2), Gruppen (=3), Unterabteilungen (=4), Abteilungen (=5) und keiner Verände-
rung (=0). Kommt es zu mehreren Veränderungen, wird auf Grund der großen Masse an 
Daten nur die Bildung der Organisationseinheit der höchsten Hierarchieebene kodiert. 
Wurden beispielweise eine Abteilung und drei Referate geschaffen, so wird die Zahl 5 
kodiert. Die Schaffung einer neuen Organisationseinheit wird dann berücksichtigt, wenn 
diese in ihrer Denomination im Organigramm ein Wort mit EU-Bezug beinhaltet. Erfasst 
werden alle Bezeichnungen und Abkürzungen, die im Zusammenhang mit der Europäi-
schen Integration stehen, wie „EU“, „Europäisch“ oder auch „PHARE Programm“.  
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Weiterhin werden Referate als geschaffen kodiert, wenn in ein bestehendes Referat 
ein Wort mit EU-Bezug hinzugefügt wurde und sich mindestens 25 Prozent ihres Auf-
gabenbestandes veränderten. Dies wird mit Hilfe von Geschäftsverteilungsplänen über-
prüft. Im Fall von (Unter-) Abteilungsbildungen wird kontrolliert, ob zusätzlich unter-
geordnete Organisationseinheiten gegründet oder abgeschafft wurden. Somit werden 
Namensänderungen als symbolischer Wandel ausgeschlossen. Falls dies der Fall ist, 
wird eine Abteilungs- bzw. Unterabteilungsbildung kodiert.  

Um zu untersuchen ob, wann und welchen Einfluss Europäisierungsdruck auf die 
Ministerialverwaltung hat, wird die zeitliche Relation zwischen Wandel und EU-Event 
bestimmt. Dazu wird der Zusammenhang zwischen den 991 untersuchten Organi-
grammen und den 48 EU-Events untersucht. Aufgrund der teils geringen Anzahl an 
Daten in einem betrachteten Quartal, kann keine Regressionsanalyse gerechnet werden. 
Daher werden mit Hilfe deskriptiver Statistik alle verfügbaren 991 Daten ausgewertet. 
Für jedes EU-Event wird quartalsweise bestimmt, wie viel Wandel sich ein Jahr vor 
und nach diesem ereignet hat. Es wird die Anzahl an herausgegeben Organigrammen 
insgesamt, sowie jeweils die Anzahl der Organigramme mit und ohne Wandel für alle 
Zeiträume ermittelt. Der Untersuchungszeitraum ein Jahr vor und nach einem EU-
Event wird großzügig gewählt, da es keine wissenschaftlichen Quellen gibt, wann ge-
nau EU-Events zu intra-ministeriellem Wandel führen. Daher wird ein längerer Zeit-
raum gewählt, um explorativ zu untersuchen wann Europäisierung zu Wandel führt. 

Um den Einfluss von Europäisierung über Zeit und zwischen den unterschiedlichen 
EU-Events vergleichbar zu machen, wird anschließend der Grad des Wandels als pro-
zentualer Anteil an Organigrammen mit strukturellem Wandel im jeweiligen Quartal 
ermittelt. Dieser Grad des Wandels zeigt an, wann es vor und nach einem EU-Event in 
wie vielen Organigrammen zu Effekten kommt. Dies geschieht, um sicherzustellen, 
dass Wandel nicht von der absoluten Anzahl neuer Organigramme verzerrt wird. Es 
wird nicht nur untersucht, welchen Grad des Wandels die unterschiedlichen EU-Events 
über Zeit auslösen, sondern auch welche Art von Organisationseinheiten davon betrof-
fen sind.  

Der Einfluss von EU-Events auf die Ministerialverwaltung dürfte je nach Art des 
EU-Events unterschiedlich ausfallen. Es ist zu erwarten, dass temporäre Events, wie in-
tergouvernementale Konferenzen und EU-Ratspräsidentschaften, vermehrt zu temporä-
ren Organisationseinheiten (Stäben und Gruppen) führen. Bei der Unterzeichnung und 
dem Inkrafttreten von EU-Verträgen ist hingegen die Einrichtung dauerhafter Organi-
sationseinheiten (Abteilungen, Unterabteilugen, Referate) zu erwarten.  

Europäisierungsdruck und der Wandel intra-ministerieller 
Organisationseinheiten  

Für die nachfolgende Untersuchung wurden die ausgewerteten Organigramme in zeitli-
che Relation zu den EU-Events gesetzt. Dazu wurde für jedes der 45 untersuchten EU-
Events ermittelt, welche Organisationseinheiten in den 12 Monaten vor bzw. nach die-
sem Event gegründet wurden. Fasst man die Auswertungen aller Events zusammen, er-
geben sich die in Abbildung 2 dargestellten Werte. Die dunkel graue Linie gibt die An-
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zahl der ausgewerteten Organigramme im angegebenen Quartal bezüglich eines EU-
Events wieder. Die graue Linie zeigt die Anzahl an Organigrammen ohne Gründung 
einer Organisationseinheit, die hellgraue Linie wiederum die Organigramme mit struk-
tureller Veränderung. Fällt ein Organigramm in den Zeitraum von mehreren EU-
Events, wurde dieses entsprechend des jeweiligen Zeitraums mehrfach gewertet. 

Abbildung 2: Wandel und Stabilität vor und nach den EU-Events  
 
Die Gesamtanzahl der Organigramme, d.h. die Häufigkeit von Organisationsanpassun-
gen, nimmt in zeitlicher Nähe zu einem EU-Event zu, d.h. sowohl direkt vor, als auch 
direkt nach einem EU-Event werden mehr Organigramme veröffentlicht als in zeitlich 
länger entfernten Monaten. Betrachtet man nur die Organigramme ohne Veränderun-
gen, ist dieser Effekt ebenfalls ersichtlich. Bei den Veränderungen hingegen tritt dieser 
Effekt nur im Vorfeld eines Events auf. Im Zeitraum danach stagniert die Anzahl der 
Veröffentlichungen annäherungsweise. EU-Events scheinen somit einen Einfluss auf 
die Veröffentlichung von Organigrammen zu haben. Um eine Aussage darüber treffen 
zu können, ob und wie Europäisierung organisationalen Wandel beeinflusst, muss je-
doch der relative Anteil an Organigrammen mit Wandel betrachtet werden. Dieser 
Grad des Wandels ist ein Indikator für die Stärke des Wandels. Von den 991 ausgewer-
teten Organigrammen zeigen 164 eine strukturelle Veränderung hinsichtlich Europäi-
sierung. Die restlichen Organigramme zeigen keine nennenswerte Veränderung. Der 
gesamte in dieser Arbeit betrachtete Zeitraum (1949-2006) weist folglich einen durch-
schnittlichen Wandel von 16,5% auf. Anhand dieses Wertes kann im Folgenden der 
Wandel in Zeiten eines EU-Events beurteilt werden. Um den ministeriellen Wandel 
näher zu untersuchen, wird der Grad des Wandels quartalsweise untersucht und dabei 
nach Art der neu geschaffenen Organisationseinheiten unterschieden. In Abbildung 3 
ist der Veränderungsgrad über alle 45 Events dargestellt. Die einzelnen Quartalsbalken 
sind nach Art der gegründeten Organisationseinheiten unterteilt. 
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Abbildung 3: Grad der Veränderung nach Art der Organisationseinheiten 
 
Der höchste Wandel liegt mit 20,7% im Quartal vor einem EU-Event. Die beiden 
Quartale davor, sowie das erste Quartal danach, weisen hingegen den geringsten Grad 
an Veränderungen auf. Weiterhin liegen diese Werte unter dem errechneten Durch-
schnittswandel von 16,5%. Betrachtet man den chronologischen Verlauf des Verände-
rungsgrades, reagiert die Ministerverwaltung im zweiten und dritten Quartal zuvor in 
einem geringen Umfang auf EU-Druck. Im Quartal unmittelbar vor dem Event ist der 
Europäisierungsdruck hingegen groß genug, um eine überdurchschnittliche Anzahl an 
ministeriellen Veränderungen zu verursachen. Im Quartal nach einem Event hat der 
Europäisierungsdruck hingegen soweit nachgelassen, dass der Grad der Veränderung 
erneut unter dem Durchschnittswandel liegt. Somit kann gezeigt werden, dass unmit-
telbar vor einem EU-Event der meiste interne Druck abgebaut wird. 

Während die Veröffentlichung von Organigrammen sowohl vor als auch nach ei-
nem EU-Event deutlich häufiger vorkommt (vgl. Abbildung 2), nimmt der Grad der 
Veränderung nach einem EU-Event hingegen schlagartig ab. Eine hohe Anzahl an aus-
gegebenen Organigrammen ist daher kein Indikator für eine vermehrte Bildung von 
EU-Organisationseinheiten. Bisher wurde Europäisierungsdruck als kompakter Ein-
flussfaktor operationalisiert. Weitere Erkenntnisse ergeben sich, wenn man Europäisie-
rungsdruck in verschiedene EU-Events aufschlüsselt. Im Folgenden wird der Einfluss 
von sechs verschiedenen EU-Events miteinander verglichen. Dabei handelt es sich um 
die Unterzeichnung und das Inkrafttreten von EU-Verträgen, die Unterzeichnung und 
das Inkrafttreten von Beitrittsverträgen, sowie Ratspräsidentschaften und intergouver-
nementale Konferenzen.  

Unterzeichnung von EU-Verträgen 

Im untersuchten Zeitraum wurden acht Gründungsverträge oder deren Revisionen un-
terzeichnet. Abbildung 3 zeigt analog zum vorherigen Abschnitt die Anzahl der Orga-
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nigramme in den Quartalen vor bzw. nach diesen Events. Zwei Quartale vor der Unter-
zeichnung steigt die Anzahl der Organigramme an und fällt anschließend leicht ab 
(Abbildung 4). Im Quartal nach der Vertragsunterzeichnung stagniert die Anzahl je-
doch und weist im darauffolgenden Zeitraum keine nennenswerten Veränderungen auf. 

Abbildung 4: Wandel und Stabilität vor und nach den Vertragsunterzeichnungen 
 
Betrachtet man den Anteil mit strukturellem Wandel, nimmt die absolute Anzahl im 
Jahr vor einer Unterzeichnung kontinuierlich ab und steigt im Jahr danach kontinuier-
lich an. Ein ähnliches Bild zeigt sich bezüglich des Grades der Veränderung (Abbil-
dung 5). Die höchsten Werte weisen die zeitlich entferntesten Quartale auf. Zum Event 
hin sinken diese stark ab. Der Wandel im halben Jahr vor einer Vertragsunterzeichnung 
liegt zudem deutlich unter dem errechneten Gesamtdurchschnitt von 16,5%.  

Abbildung 5: Grad der Veränderung nach Art der Organisationseinheiten 
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Auffällig ist zunächst der starke Wandel rund ein Jahr vor der Unterzeichnung eines 
EU-Vertrages. Zu dieser Zeit wird in der Verwaltung bereits so viel interner Europäi-
sierungsdruck abgebaut, dass es bis zum Event zu keiner nennenswerten Anzahl an 
strukturellen Veränderungen mehr kommt. Erst nach der Unterzeichnung steigt dieser 
wieder messbar an. Betrachtet man die Art der gebildeten Organisationseinheiten 
kommt es hier am häufigsten zur Bildung neuer Referate (32, absoluter Wert). Abtei-
lungsbildungen (5) sind deutlich seltener, treten hingegen nur in den beiden Quartalen 
mit dem höchsten Grad an Veränderungen auf.  

Inkrafttreten von EU-Verträgen 

In diesem Abschnitt wird der Einfluss des Inkrafttretens der Gründungsverträge und 
deren Revisionen genauer beleuchtet. Abbildung 6 zeigt die Anzahl der zugehörigen 
Daten. Auch hier ist ein starker Anstieg neuer Organigramme im Vorfeld zu erkennen. 
Die Gesamtanzahl hat hier ihren Maximalwert im Quartal vor dem EU-Event. Nach 
dem Inkrafttreten kommt es diesmal hingegen zu einem unmittelbaren Abfall. Das 
Quartal danach weist folglich eine sehr geringe Anzahl an aktualisierten Organisati-
onsplänen auf. 

Abbildung 6: Wandel und Stabilität vor und nach dem Inkrafttreten von 
EU-Verträgen 

 
Vergleicht man dieses Ergebnis mit den beobachteten Effekten bezüglich aller EU-
Events (vgl. Abbildung 2), kann eine zeitliche Nähe zum Inkrafttreten eines EU-
Vertrags hier nicht mehr als Indikator für die Anzahl an neuen Organigrammen ver-
wendet werden. Stattdessen sinkt die Anzahl der Organigramme nach dem Inkrafttreten 
eines EU-Vertrags stark ab. Abbildung 7 zeigt erneut den Grad des Wandels. 
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Abbildung 7: Grad der Veränderung nach Art der Organisationseinheiten 
 
Der höchste Grad an Veränderungen weist mit rund 30% das erste und vierte Quartal 
vor dem Inkrafttreten eines EU-Vertrags auf. Die geringste Veränderung ist mit rund 
11% im Quartal nach den Events zu beobachten. Weiterhin weisen die Daten in diesem 
Diagramm eine deutlich höhere Schwankung auf, als bei der Betrachtung aller EU-
Events. Ähnlich wie die Gesamtanzahl aller Organigramme, steigt auch der Grad des 
Wandels im Vorfeld des Inkrafttretens eines EU-Vertrages an und sinkt nach dem In-
krafttreten ab. Betrachtet man nun die Bildung der Art der Organisationseinheiten, 
zeigt sich, dass das Inkrafttreten von EU-Verträgen erneut vorwiegend zu Referats-
gründungen (37) führt. Am zweithäufigsten kommt es auch hier zu Abteilungsgrün-
dungen (10). Während die Referatsbildungen über den gesamten Zeitraum verteilt sind, 
liegt die Hälfte aller Abteilungsgründungen im Quartal vor dem Inkrafttreten eines EU-
Vertrages und somit im Quartal mit dem höchsten Grad an Veränderung. 

Fasst man die bisher gezeigten Ergebnisse der Unterzeichnung und des Inkrafttre-
tens von EU-Verträgen zusammen, kann die Entwicklung des Wandels im Zeitraum 
vor einer Vertragsunterzeichnung, bis nach dem Inkrafttreten genauer analysiert wer-
den. Während der Wandel in der Ministerialverwaltung bis zu einer Vertragsunter-
zeichnung hin kontinuierlich abnimmt, beginnt er danach wieder stetig anzusteigen. 
Unmittelbar vor dem Inkrafttreten ist der Europäisierungsdruck auf einem Höchststand. 
Danach kommt es zu einem schlagartigen Abfall des Wandels. Der Europäisierungs-
druck auf die Ministerialverwaltung lässt folglich mit dem Inkrafttreten eines EU-
Vertrages nach. In der Literatur werden EU-Verträge als Events mit hohem Einfluss 
auf die Ministerialverwaltung bezeichnet (Kassim/Peters/Wright 2000). Die hier ge-
zeigten Ergebnisse bestätigen die bisherige Forschung. Durch eine differenziertere Be-
trachtung werden jedoch weitere Effekte auf den Wandel der Verwaltung deutlich. Die 
Ursachen für diese Entwicklungen werden weiter unten genauer erläutert.  
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Intergouvernementale Konferenzen 

Im Vorfeld von vier untersuchten EU-Verträgen fand eine intergouvernementale Kon-
ferenz statt. In Abbildung 8 ist deren Grad der Veränderung dargestellt. Der Wandel 
nimmt im Vorfeld dieser Events zunächst zu und steigt bis auf knapp 30% an. Im letz-
ten Quartal sinkt dieser hingegen auf einen durchschnittlichen Wert ab. Nach den Kon-
ferenzen kommt es zunächst zu einem leicht verstärkten Wandel, bevor dieser im zwei-
ten Quartal erneut absinkt und anschließend wieder kontinuierlich ansteigt. Bei genaue-
rer Betrachtung der Organisationseinheiten, sind Referatsbildungen nach wie vor die 
häufigste Form der strukturellen Veränderung. Auffallend ist hier jedoch die verstärkte 
Bildung von Stäben im Zeitraum des höchsten Wandels.  

Abbildung 8: Grad der Veränderung nach Art der Organisationseinheiten 

Ratspräsidentschaften 

Im Folgenden werden die ministeriellen Veränderungen im Zeitraum von elf Ratsprä-
sidentschaften betrachtet. Abbildung 9 zeigt erneut die Anzahl neuer Organigramme im 
Jahr vor, sowie im Jahr nach Beginn der Präsidentschaften. Während alle drei darge-
stellten Verläufe im Jahr davor eine gleichförmige Schwankung aufweisen, ist der Zeit-
raum nach dem Beginn durch eine konstante Ausgabe an Organigrammen geprägt. 
Folglich hat der Beginn einer Ratspräsidentschaft keinen messbaren Einfluss auf die 
weitere Aktualisierung von Organisationsplänen.  
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Abbildung 9: Grad der Veränderung je nach Art der Organisationseinheiten 
 

 
Abbildung 10: Grad der Veränderung nach Art der Organisationseinheiten 
 
Abbildung 10 zeigt den Grad der Veränderung aller im entsprechenden Zeitraum lie-
genden Organisationspläne. Auffällig ist vor allem der sehr geringe Wert im zweiten 
Quartal vor einem Event, gefolgt von einem starken Anstieg. Mit Beginn der Ratsprä-
sidentschaft nehmen die Veränderungen hingegen erneut wieder ab. Betrachtet man 
dieses und alle weiteren Quartale, fällt die geringe Schwankung um den durchschnittli-
chen Gesamtveränderungsgrad von 16,5% der hier erhobenen Daten auf. Eine Ratsprä-
sidentschaft hat im halben Jahr vor ihrem Beginn zwar einen geringen Einfluss auf 
Wandel, jedoch steigt dieser im darauffolgenden Zeitraum an. Fasst man die beiden 
Werte zusammen, ergibt sich hingegen auch für dieses Halbjahr nur ein durchschnittli-
cher Wandel. Betrachtet man weiterhin die absolute Anzahl an Organisationseinheiten, 



356 Christina Lichtmannegger 

fallen bei elf Events lediglich zwei Veränderungen ins zweite Quartal vor dessen Be-
ginn. Der Beginn einer Ratspräsidentschaft erzeugt folglich einen sehr geringen Euro-
päisierungsdruck auf die Ministerialverwaltung. Dieses Ergebnis widerspricht den Er-
kenntnissen bisheriger Forschung, die Ratspräsidentschaften als Events mit hohem Ein-
fluss auf strukturellen Wandel nennen (Kassim, Peters und Wright, 2000). Eine Ver-
mutung ist, dass Ratspräsidentschaften nur eine kleine Anzahl an Ministerien beein-
flussen. Der messbare Wandel ist in dieser Auswertung folglich gering. 

Unterzeichnung von Beitrittsverträgen  

Insgesamt wurden die Daten von acht Beitrittsunterzeichnungen untersucht. Die in Ab-
bildung 11 gegenübergestellten Veränderungsgrade schwanken zwischen 10% und 22%. 
Stark ausgeprägte Effekte sind in keinem der Quartale zu beobachten. Lediglich der Zeit-
raum vor einer Beitrittsunterzeichnung ist erneut durch eine leicht verstärkte Verände-
rung geprägt. Auf einen besonders starken Europäisierungsdruck im Zuge einer Beitritts-
unterzeichnung kann auf Grundlage dieser Daten nicht geschlossen werden. 

Abbildung 11: Grad der Veränderung nach Art der Organisationseinheiten 

Inkrafttreten von Beitrittsverträgen  

Nach den Beitrittsunterzeichnungen traten im betrachteten Zeitraum sieben Beitritte in 
Kraft. Betrachtet man die in Abbildung 12 dargestellte Anzahl an ausgegebenen Orga-
nigrammen, fällt zunächst der starke Abfall im Zeitraum zum Event hin auf. Sowohl 
die Gesamtanzahl, als auch die Anzahl von Organigrammen ohne Wandel nimmt im 
Jahr zuvor kontinuierlich ab. Im letzten Quartal hingegen gibt es einen leichten Anstieg 
an Veränderungen. Mit dem Inkrafttreten eines Beitritts nimmt die Gesamtanzahl hin-
gegen wieder zu. 
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Abbildung 12: Wandel und Stabilität vor und nach den EU-Erweiterungen 
 
Betrachtet man nun erneut das Verhältnis von Veränderungen zur Gesamtanzahl der 
ausgegebenen Organigramme (Abbildung 13), sind deutliche Unterschiede im Zeit-
raum vor und nach einem Event ersichtlich. Während der Grad der Veränderung in den 
drei Quartalen vor dem Inkrafttreten, sowie dem Quartal danach unter dem Gesamt-
durchschnitt liegt, ist dieser im späteren Verlauf deutlich größer.  

 
Abbildung 13: Grad der Veränderung nach Art der Organisationseinheiten 
 
Der Europäisierungsdruck im Zeitraum zwischen einer Beitrittsunterzeichnung und de-
ren Inkrafttreten ist auf Grundlage dieser Daten folglich eher schwach ausgeprägt. Das 
Jahr nach einer Unterzeichnung (vgl. Abb. 13) weist bereits eine absteigende Tendenz 
der Veränderung auf. Das Jahr vor dem Inkrafttreten bestätigt diese Beobachtung. Ein 
verstärkter Wandel der Ministerialverwaltung setzt erst mit drei Monaten Verzögerung 
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nach dem Inkrafttreten eines Beitritts ein. Dies lässt vermuten, dass erst durch die Mit-
gliedschaft neuer EU-Länder genügend Europäisierungsdruck erzeugt wird, sodass 
nennenswerte Veränderungen in der strukturellen Organisation entstehen. Beitrittsver-
träge werden von Kassim/Peters/Wright (2000) nicht als Events mit hohem Einfluss 
auf die Ministerialverwaltung genannt. Die Ergebnisse zeigen jedoch einen starken, 
verzögerten Einfluss auf die Verwaltung nach dem Inkrafttreten. 

Inwiefern bestimmen EU-Events den Europäisierungsdruck?  

Die vorliegende Arbeit konnte zeigen, dass EU-Events einen spürbaren Einfluss auf in-
tra-ministerielle Strukturen besitzen. Dieses Ergebnis steht im Widerspruch zum Groß-
teil der Europäisierungsforschung, die den Einfluss von Europäisierung auf die intra-
organisationalen Strukturen als marginal einschätzt (Bulmer/Burch 1998; Jordan 
2003). Ebenfalls konnte gezeigt werden, dass sich die Veränderungen sowohl im Zeit-
punkt ihres Auftretens, als auch in ihrer Intensität unterscheiden. Auf Grundlage dieser 
Ergebnisse kann somit keine pauschalisierte Aussage getroffen werden, die für alle 
EU-Events Allgemeingültigkeit besitzt. Vielmehr zeigen die Ergebnisse, dass eine Dif-
ferenzierung nach Art des EU-Events nötig ist, um Aussagen über den Einfluss von 
Europäisierungsdruck treffen zu können. Auf diese Art und Weise gehen die Ergebnis-
se über die bisherige Europäisierungsforschung hinaus (ausgenommen Zubek/Sta-
roňová 2012), welche den Einfluss von EU-Events meist nicht genauer operationalisie-
ren und daher den Einfluss von Europäisierung auf den Ministerialwandel als indirekt 
und nicht eindeutig beschreibt (Bulmer/Burch 1998, Jordan 2003). 

Die Kontingenztheorie verweist auf eine differenzierte Betrachtung des Umwelt-
einflusses und intra-organisationaler Anpassungen. Die Ergebnisse stehen im Einklang 
mit den theoretischen Erwartungen neuerer Versionen der Kontingenztheorie. Auf 
Grundlage dieser Theorie wurde angenommen, dass Europäisierungsdruck zu struktu-
rellen Anpassungen in der Ministerialverwaltung führt. Ebenfalls wurde angenommen, 
dass sich die Effekte nach unterschiedlichen EU-Events differenzieren lassen, da sich 
EU-Events in Art und Umfang ihrer Aufgabenbelastung unterscheiden. Es zeigt sich, 
dass die EU-Events, die zu vielen neuen und dauerhaften Aufgaben führen und gleich-
zeitig mehrere Ministerien betreffen, auch stärkere Veränderungen zur Folge haben. 
Die bisherigen Ergebnisse sind in Tabelle 1 schematisch zusammengefasst. 

 
Tabelle 1:  Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse 
 Vertrag 

unterzeichnet 
Vertrag 
in Kraft 

Intergouver-
nementale 
Konfernez 

Ratspräsident- 
schaft 

Beitritt 
unterzeichnet 

Beitritt 
in Kraft 

Stärke des 
Europäisierungsdrucks 

++ ++ + ‒ ‒ ++ 

Zeitpunkt hohen Wandels davor/danach davor davor ‒ ‒ danach 

Starker Wandel für zur 
verstärkten Bildung von  

Abteilungen Abteilungen Stäbe (Abteilungen) ‒ Stäbe 

++ starker Einfluss  + mittlerer Einfluss  ‒ wenig Einfluss 
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Während EU-Verträge den Wandel sowohl bei der Unterzeichnung als auch beim In-
krafttreten stark beeinflussen, führen Beitrittsverträge erst durch ihr Inkrafttreten zu 
messbaren Veränderungen. Auch bei intergouvernementalen Konferenzen kann ein 
verstärkter Wandel gemessen werden, auch wenn dieser  schwächer ausgeprägt ist. Ei-
ne Ratspräsidentschaft zeigt hingegen nur einen schwach ausgeprägten Wandel. Zwar 
ist dieser vor einer Ratspräsidentschaft leicht stärker als danach, allerdings erlauben die 
ermittelten durchschnittlichen Veränderungsgrade keine eindeutigere Aussage über de-
ren Einfluss. Es ist plausibel, dass Gründungsverträge und deren Revisionen den 
stärksten Einfluss auf intra-organisatorischen Wandel besitzen. Sie betreffen eine Viel-
zahl an Ministerien und führen zu vielen neuen Aufgaben. Letzteres ist insbesondere 
dann der Fall, wenn ein Policy-Bereich durch einen EU-Vertrag erstmalig europäisiert 
wird. Weiterhin ist der Großteil an Veränderungen mit Inkrafttreten eines EU-Vertra-
ges abgeschlossen. Der Zeitraum danach ist durch keinen überdurchschnittlichen Wan-
del geprägt. Eine Ratspräsidentschaft führt zu einem geringen Wandel der Verwaltung. 
Das liegt daran, dass hiervon primär das Auswärtige Amt betroffen ist. Dieses Ereignis 
beeinflusst somit nur einen geringen Teil der Ministerialverwaltung. Der Einfluss von 
Beitrittsverträgen auf ministeriellen Wandel ist zunächst gering. Es konnte jedoch ge-
zeigt werden, dass es mit einer zeitlichen Verzögerung nach dem Inkrafttreten durch-
aus zu ministeriellem Wandel in der Verwaltung kommt. Dieser Effekt kann damit er-
klärt werden, dass die Mitgliedschaft neuer Länder weniger zur Schaffung neuer Arten 
von Aufgaben führt. Vielmehr kommt es zu einer Erhöhung der Arbeitsintensität be-
reits bestehender Aufgaben. Diese können zunächst durch bereits vorhandene Struktu-
ren erfüllt werden. Der daraus resultierende Anpassungsdruck führt erst mit einiger 
Verzögerung zu einem Wandel. Dieses Ergebnis bestätigt und veranschaulicht die An-
nahme von Christensen et al. (2007, S. 123), dass sich Veränderungsdruck über länge-
ren Zeitraum „anstauen“ kann und sich schließlich durch einen plötzlichen Wandel ent-
lädt.  

Die ermittelten Daten berücksichtigen weiterhin die Art der gebildeten Organisati-
onseinheiten. Da die Anzahl bestimmter Typen von Organisationeinheiten in den be-
trachteten Zeiträumen teils sehr gering ist, ist eine breitere Auswertung daraus resultie-
render Effekte nicht möglich. Betrachtet man hingegen die Zeiträume mit hohem mi-
nisteriellem Wandel, können dennoch einige Effekte beobachtet werden. Die Verände-
rung auf der niedrigsten hierarchischen Stufe ist die Bildung eines Referates. Der beo-
bachtete Wandel wird grundsätzlich von der Bildung dieser Organisationseinheiten 
dominiert. Die Bildung größerer organisatorischer Einheiten ist hingegen deutlich sel-
tener. Eine Zunahme von Wandel durch vermehrte Bildung größerer Organisationsein-
heiten ist daher ein Indikator für einen verstärkten Europäisierungsdruck. Im Zuge von 
EU-Verträgen fällt eine vermehrte Bildung von Abteilungen auf. Sowohl bei der Ver-
tragsunterzeichnung, als auch beim Inkrafttreten weisen die Quartale mit dem höchsten 
Wandel eine hohe Anzahl an Abteilungsgründungen auf. Dies ist damit zu erklären, 
dass Gründungsverträge und deren Revisionen zu einer Vielzahl an dauerhaften, neuen 
Aufgaben führen, die die Neubildung großer Organisationseinheiten auslösen. Gleiches 
gilt für den Zeitraum vor einer Ratspräsidentschaft. Auch hier kommt es tendenziell 
verstärkt zur Bildung neuer Abteilungen. Da diese Events jedoch hauptsächlich durch 
vorübergehende Aufgaben geprägt sind, kann der beobachtete Effekt auf diese Weise 
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nicht erklärt werden. Intergouvernementale Konferenzen hingegen weisen keine nen-
nenswerte Anzahl an Abteilungsgründungen auf. Stattdessen kommt es hier zu einem 
deutlichen Anstieg an Stabsgründungen. Die Gründung von Stäben erscheint bei einer 
vorübergehenden Arbeitsbelastung durchaus schlüssig. Ähnliche Effekte sind nach 
dem Inkrafttreten von Beitrittsverträgen zu beobachten. Auch diese Zeiträume sind 
durch eine vermehrte Anzahl an Stabsgründungen geprägt. Eine genauere Erklärung 
hierfür kann im Zuge dieser Arbeit jedoch nicht gegeben werden. 

Schluss  

Der empirische Beitrag der Studie ist die Darstellung von intra-ministeriellem Wandel 
unterhalb der Leitungsebene aufgrund von Europäisierung. Im Zuge dessen wurden 
verschiedene Typen von Europäisierungsdruck analysiert. Die Ergebnisse zeigen, dass 
Bundesministerien differenziert auf unterschiedliche Formen von Europäisierungs-
druck reagieren. Daher ist Europäisierungsdruck nicht wie von der Europäisierungsfor-
schung weitestgehend behauptet gering, indirekt und nicht eindeutig (Bulmer/Burch 
1998; Jordan 2003), sondern wie von Zubek/Staroňová (2012) gezeigt in vielen Fällen 
direkt, klar und stark.  

Dies führt unmittelbar zum theoretischen Beitrag der Untersuchung. Sowohl die Eu-
ropäisierungsforschung als auch die Organisationsforschung nutzen primär den Neo-
Institutionalismus in seinen verschiedenen Varianten, um Wandel bzw. Stabilität zu er-
klären (Thelen/Steinmo 1992; DiMaggio/Powell 1983). Die Kontingenztheorie hinge-
gen hat aufgrund vielseitiger Kritik an Bedeutung verloren (vgl. Kieser/Ebers 2014, S. 
179-186). Allerdings konnte gezeigt werden, dass die neuere Kontingenztheorie durch-
aus fruchtbar ist, um Wandel über Zeit näher zu erklären. Sie lenkt die Aufmerksam-
keit auf intra-organisationale Details, die in anderen Ansätzen keine Beachtung finden. 
Durch diesen Anstoß konnten Muster zwischen verschiedenen Arten von EU-Events 
und Wandel identifiziert werden. Die Untersuchung unterstreicht daher die Argumenta-
tion von Kieser/Walgenbach (2007), dass die Kontingenztheorie sehr wohl geeignet ist, 
um intra-organisationalen Wandel genauer zu analysieren.  
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